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A. Bericht des Abgeordneten Seither: 

Die Bodenbenutzungserhebungen und die Ernte- 
berichterstattungen gehören zu den ältesten Er- 
hebungen der amtlichen Agrarstatistik und werden 
teilweise schon seit dem vorigen Jahrhundert 
durchgeführt. Ihre Ergebnisse stellen wichtigstes 
Grundlagenmaterial für die agrarpolitischen Maß- 
nahmen des Bundes und der Länder dar. 

Derzeitige Rechtsgrundlage der Erhebungen ist 
die gemeinsame Anordnung der Verwaltungen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 1. Juni 1949 
in Verbindung mit § 16 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke (StatGes). Da diese 
Rechtsgrundlagen künftig nicht mehr ausreichen, 
hat die Bundesregierung den oben erwähnten Ge- 
setzentwurf vorgelegt. Dieser enthält nur die sach- 
lichen Regelungen der Erhebungen, während sich 
die allgemeinen Vorschriften über Vorbereitung 
und Durchführung sowie über Kostentragung, Aus- 
kunftspflicht, Geheimhaltung und Anordnung von 
Verstößen aus dem StatGes ergeben. 

Der Gesetzentwurf geht in einigen Punkten über 
den bisherigen Umfang der Bodenbenutzungs- 
erhebungen hinaus. Es sind dies die Erweiterung 
der Gemüsehaupterhebung auf die Anbauflächen 
von Blumen und Zierpflanzen zu Erwerbszwecken 
(§ 7) sowie der Übergang auf eine jährliche Baum- 
schulerhebung (§ 9) gegenüber dem bisher zwei- 
jährigen Turnus. Hiergegen hat sich der Bundesrat 
im ersten Durchgang gewandt und darüber hinaus 
die Streichung der Heil- und Gewürzpflanzen- 
erhebung (§ 8) und der Feststellung der Vertrie- 
benen- und Flüchtlingseigenschaft bei der Boden- 
benutzungsvorerhebung (§ 3) sowie den grundsätz- 
lichen Übergang zu Repräsentativerhebungen (§ 10) 
vorgeschlagen. Die Bundesregierung hat diesen 
Vorschlägen widersprochen und lediglich zwei 
redaktionellen Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates zugestimmt. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Kommunalpolitik 
hat nach Anhörung von Vertretern der Bundesver- 


einigung der Kommunalen Spitzenverbände ein- 
stimmig beschlossen, für § 10 Abs. 1 des Entwurfs 
folgende Neufassung vorzuschlagen: 

„(1) Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 werden 
repräsentativ, die nach den §§ 6 bis 9 werden total 
durchgeführt. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates be- 
stimmen, daß in einzelnen Jahren 

1. die Erhebungen nach den §§ 3 bis 5 total durch- 
geführt werden, wenn dies zur Erzielung der 
benötigten Ergebnisse erforderlich ist, 

2. die Erhebungen nach den §§ 6 bis 9 repräsen- 
tativ durchgeführt werden, wenn dies zur Er- 
zielung der benötigten Ergebnisse ausreicht. 

Werden Repräsentativerhebungen angeordnet, so 
ist der Repräsentationsgrad anzugeben.“ 

Der Ausschuß ging davon aus, daß bei den wich- 
tigsten und umfangreichsten Erhebungen, nämlich 
der Bodenbenutzungsvorerhebung, der Boden- 
benutzungshaupterhebung und der Bodenbenut- 
zungsnacherhebung (§§ 3 bis 5) zur Entlastung dzr 
mit der Durchführung befaßten Gemeinden und 
zur Erzielung besserer Ergebnisse von vornherein 
Repräsentativerhebungen vorgesehen werden soll- 
ten. Allerdings solle der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ermächtigt 
werden, falls erforderlich, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates in einzelnen Jah- 
ren Totalerhebungen anzuordnen. Für die übrigen 
Erhebungen (§§ 6 bis 9) erklärte sich der Ausschuß 
mit der Totalerhebung als Regelfall einverstanden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat sich am 18. Juni 1957 mit dem G^e- 
setzentwurf befaßt. Er schloß sich dabei im wesent- 
lichen der Stellungnahme der Bundesregierung zu 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates an. 

Der Ausschuß hält es insbesondere für notwen- 
dig, daß der Umfang der Erhebungen entsprechend 
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dem Regierungsentwurf verankert wird. Darüber 
hinaus soll die der Bodenbenutzungsnacherhebung 
angeschlossene Erhebung über die Verwendung 
von Mähdreschern allgemein auf die Verwendung 
von Erntemasdiinen ausgedehnt werden, weil dies 
im Hinblick auf die fortschreitende technische Ent- 
wicklung geboten erscheint. Hierdurch werden 
entsprechende Änderungen von § 2 Nr. 2, § 5 
Abs. 1 und § 10 Abs. 2 des Regierungsentwurfs 
notwendig. 

Der Ausschuß folgt den von der Bundesregie- 
rung gebilligten redaktionellen Änderungsvor- 
schlägen zu § 1 und § 5 Abs. 1. Er schließt sich 
auch im wesentlichen den Ausführungen der Bun- 
desregierung zu § 10 an. Dabei sind sich alle Be- 
teiligten darüber einig, daß die Erhebungen bald- 
möglichst in weitem Umfang repräsentativ durch- 
geführt werden sollten. Im Augenblick erscheint 
es jedoch notwendig, allgemein von der Total- 
erhebung als Grundsatz auszugehen und je nach 
den gegebenen Möglichkeiten durch besondere 
Rechtsverordnungen weitgehend auf Repräsen- 
tativerhebungen überzugehen. Hierzu sind jedoch 
noch wesentliche methodische und mathematische 


Vorarbeiten der statistischen Ämter notwendig. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Neufassung 
des § 10, aber auch die Fassung des Ausschusses 
für Kommunalpolitik für § 10 Abs. 1 würden es 
gegenüber der Fassung des Regierungsentwurfs 
notwendig machen, daß auf längere Zeit jährlich 
Rechtsverordnungen erlassen werden, damit auf 
diese Weise Totalerhebungen stattfinden können. 
Demgegenüber erscheint es einfacher — aber auch 
vor allem für die Auskunftspflichtigen besser über- 
sehbar — , wenn erst später durch eine Rechtsver- 
ordnung für einen größeren Zeitabschnitt festge- 
legt wird, in welchen Abständen eine Erhebung 
repräsentativ durchgeführt werden soll. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten darf ich bitten, den Gesetz- 
entwurf in der vom Ausschuß einstimmig be- 
schlossenen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Juni 1957 

Seither 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3433 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 19. Juni 1957 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Seither 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über Bodenbenutzungserhebung 
und Ernteberichterstattung 
- Drucksache 3433 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
( 26 . Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über Bodenbenutzungserhebung und 
Emteberichterstattung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden 
laufende Erhebungen über die Bodenflächen 
und ihre Benutzung (Bodenbenutzuags- 
erhebung) und Berichterstattungen über 
Wach&tumstand und Ernte von Erzeugnis- 
sen der Landwirtschaft, des Gartenbaus — 
ausgenommen Blumen und sonstige Zier- 
pflanzen — und des Weinbaus (Erntebericht- 
erstattung) als Bundesstatistik durchgeführt. 

ERSTER ABSCHNITT 
Bodenbenutzungserhebung 

S 2 

Die Bodenbenutzungserhebung umfaßt 
folgende Einzelerhebungen: 

1. Vorerhebung über die Bodenbenutzung 

(Bodenbenutzungsvorerhebung), 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über Bodenbenutzungserhebung und 
Ernteberichterstattung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden 
Erhebungen über die Bodenflächen und ihre 
Benutzung (Bodenbenutzungserhebung) und 
Berichterstattungen über Wachstumsstand 
und Ernte von Erzeugnissen der Landwirt- 
schaft, des Gartenbaus — ausgenommen Blu- 
men und sonstige Zierpflanzen — und des 
Weinbaus (Ernteberichterstattung) als Bun- 
desstatistik durchgeführt. 

ERSTER ABSCHNITT 
Bodenbenutzungserhebung 

§ 2 

Die Bodenbenutzungserhebung umfaßt 
folgende Einzelerhebungen : 

1. unverändert 
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Entwurf 

2. Haupit erhebung über die Bodenbenutzung 
(Bodenbenutzungshaupterhebung), 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung sowie über die Verwen- 
dung von Mähdreschern (Bodenbenut- 
zungsnacherhebung), 

4. Erhebung über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsevorerhebung), 

5. Erhebung über den Anbau von Gemüse, 
Erdbeeren, Blumen und sonstigen Zier- 
pflanzen (Gemüsehaupterhebung), 

6. Erhebung über den Anbau von Heil- und 
Gewürzpflanzen (Heil- und Gewürzpflan- 
zenerhebung), 

7. Erhebung über die Pflanzenbestände in 
den Baumschulen (Baumschulerhebung). 

§ 3 

(1) Bei der Bodenbenutzungsvorerhebung 
werden jährlich in -der Zeit von Januar bis 
Mai erfaßt: 

die Bodenfrächen, der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes und ihre Nutzung sowie die Vertrie- 
benen- oder Flüchtlingseigenschaft des Be- 
triebsinhabers oder seines Ehegatten, falls nur 
dieser Vertriebener oder Flüchtling ist. Bei 
der Erhebung werden alle vier Jahre, zuerst 
1960, der Gesamtstand und in den übrigen 
Jahren die jährlichen Veränderungen fest- 
gestellt. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. die Inhaber und Eigentümer von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und von 
Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz 
oder teilweise land- oder forstwirtschaft- 
lich genutzt werden, sowie von allen Flä- 
chen des Erwerbsgartenbaus und des Er- 
werbsweinbaus, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 

§ 4 

(1) Bei der Bodenbenutzungserhebung 
werden jährlich im Monat Mai erfaßt: 

der Anbau auf dem Ackerland, die Nutzung 
der Rebflächen, soweit sie nicht in der Vor- 
erhebung erfaßt ist, und die gegenüber der 
Vorerhebung eingetretenen Veränderungen 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 

(2) Auskunftspflichtig sind 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

2. unverändert 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung sowie über die Verwen- 
dung von Erntemaschinen (Bodenbenut- 
zungsnacherhebung), 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


§ 4 

(1) Bei der Bodenbenutzungshaupterhebung 
werden jährlich im Monat Mai erfaßt: 

der Anbau auf dem Adcerland, die Nutzung 
der Rebflächen, soweit sie nicht in der Vor- 
erhebung erfaßt ist, und die gegenüber der 
Vorerhebung eingetretenen Veränderungen 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche, 

(2) unverändert 
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Entwurf 

1. tdie Inhaber von land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben, von Gesamtfladien ab 
0,5 Hektar, die ganz oder teilweise land- 
oder forstwirtschaftlich genutzt werden, 
sowie von allen Flächen des Erwerbsgar- 
tenbaus und des Erwerbs Weinbaus, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 


§ 5 

(1) Bei der Bodenbenutzungsnacherhebung 
werden jährlich im Monat Oktober erfaßt: 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwi- 
schenfrüchten und von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung sowie die Verwendung von 
Mähdreschern. 

Die Erhebung wird jedoch in den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg, den kreis- 
freien Städten und Städten über 50 000 Ein- 
wohner erstmalig im Jahre 1957, sodann be- 
ginnend mit dem Jahre 1960 alle vier Jahre 
durchgeführt. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber von 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und 
von Gesamtflächen ab 0,'5 Hektar, die ganz 
oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich 
genutzt werden. 


S 6 

(1) Bei der Gemüsevorerhebung werden 
jährlich Im Monat Februar erfaßt: 

die Anbauflächen von Wintergemüse und 
Erdbeeren und der beabsichtigte Anbau von 
Gemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die Gemüse oder Erdbeeren zu Erwerbszwek- 
ken anbauen. 


§ 7 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden 
jährlich im Monat Juli erfaßt: 

der Anbau von Gemüse, Erdbeeren, Blumen 
und sonstigen Zierpflanzen und der beab- 
sichtigte Anbau von Wintergemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die Gemüse, Erdbeeren, Blumen oder son- 
stige Zierpflanzen zu Erwerbszwecken an- 
bauen. 
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S 5 

(1) Bei der Bodenbenutzungsnacherhebung 
werden jährlich Im Monat Oktober erfaßt: 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwi- 
schenfrüchten und von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung sowie die Verwendung von 
Erntemaschinen. 

Die Erhebung wird jedoch in den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg, den kreis- 
freien Städten und Städten über 50 000 Ein- .. 
wohner Im Jahre 1957, sodann beginnend 
mit dem Jahre 1960 alle vier Jahre durch- 
geführt. 

(2) unverändert 


S 6 


unverändert 


§ 7 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 26. -A us Schusses 


§ 8 

(1) Bei der Heil- und Gewürzpflanzen- 
erhebung wird jährlich im Monat Juli erfaßt: 

der Anbau von Heil- und Gewürzpflanzen 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die Heil- oder Gewürzpflanzen zu Erwerbs- 
zwecken anbauen. 


§ 9 

(1) Bei der Baumschulerhebung werden 
jährlich in der Zeit von Juli bis August er- 
faßt: 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach 
Art, Zahl und Anzuchtmerkmalen. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die sich mit dar Anzucht der in Absatz 1 ge- 
nannten Baumschulerzeugnisse befassen. 

§ 10 

(1) Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 9 
werden repräsentativ durchgeführt, soweit 
dies zur Erzielung der benötigten Ergebnisse 
ausreicht. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, in welchen Jahren die In 
Satz 1 bezeichneten Erhebungen repräsen- 
tativ durchgeführt werden. Er hat dabei den 
Repräsentationsgrad anzugeben. 

(2) Wird -die Bodenbenutzungsvorerhe- 
bung (§ 3) repräsentativ durchgeführt, ent- 
fällt die Feststellung der Vertriebenen- und 
Flüchtlingseigenschaft. Das gleiche gilt bei 
der Bodenbenutzungsnacherhebun,g (§ 5) für 
die Feststellung der Verwendung von Mäh- 
dreschern. 


§ 11 

Bei den Erhebungen werden die Flächen 
nach Nutzung, Kulturarten, Pflanzenarten 
und Pflanzengruppen aufgegliedert. 

§ 12 

(1) Den mit der Durchführung der Erhe- 
bungen beauftragten Personen ist das Betre- 
ten der Grundstücke, die Gegenstand der Er- 
hebung sind, zu gestatten. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Ab- 
satz 1 zuwider weigert, den mit der Durch- 
führung der Erhebungen beauftraigten Perso- 
nen das Betreten der Grundstücke, die Ge- 


§ 8 

u n V e r ä n 


d e 


r t 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

(1) unverändert 


(2) Wird die Bodenbenutzungsvorerbe- 
bung (§ 3) repräsentativ durchgeführt, ent- 
fällt die Feststellung der Vertriebenen- und 
Flüchtlingseigenschaft. Das gleiche gilt bei 
der Bodenbenutzungsnacherhe'bung (§ 5) für 
die Feststellung der Verwendung von Ernte- 
masdiinen. 


§ 11 


unverändert 


S 12 


unverändert 
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Entwurf 

genstand der Erhebung sind, zu gestatten. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteberichterstattung 
§ 13 

Die Ernteberichterstattung umfaßt jährlidi 
in den Monaten März bis Novernber Anga- 
ben 

1. über Merkmale des Wadistum, Standes, 

2. über die Witterungsverhäknisse und -ein- 
flüsse, 

3. über Pflanzenkrankheiten und -Schädlinge 
und ihre Bekämpfung, 

4. über Pflege- und Erntearbeiten, 

5. über die zu erwartende und idie tatsäch- 
liche Ernte und ihre Verwertung, 

6. bei Reben zusätzlidi über Mostgewicht, 
Säuregehalt und Wert des Mostes. 

§ 1'4 

Die Berichterstattung wird von ehrenamt- 
lidien Berichterstattern durchgeführt. Anga- 
ben gegenüber den Berichterstattern sind 
freiwillig. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schiußvorschriften 

S 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgaibe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsigesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Land Berlin. Reditsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung, jedoch im Saarland erst am 
1. Januar 1959 in Kraft. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteberichterstattung 
§ 13 

unverändert 


§ 14 

unveränd.ert 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 
§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 
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